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An die Presse in Thüringen zur Information ! 

 
Bürgerallianz weiter aktiv 
 
Nach der Vereidigung der neuen Thüringer Landesregierung trafen sich am Abend die wichtigsten 
Vertreter der Thüringer Bürgerinitiativen gegen überhöhte Kommunalabgaben in Erfurt. 
Von den Teilnehmern wurde die Situation nach den Wahlen analysiert und die weitere  
Tätigkeit  der Bürgerallianz beraten. 
Der organisierte Kampf geht weiter. 
Wichtigstes Ziel bleibt die Beseitigung der Zwangsbeiträge bei Abwasser und Straßenausbau 
überall in Thüringen. 
 
Der neue Landtag mit 5 Parteien macht Hoffnung auf mehr Demokratie und Gerechtigkeit. 
Auch deshalb geht die Bürgerallianz optimistisch in die Zukunft. 
Der Dachverein von über 100 Bürgerinitiativen wird mit allen Parteien Gespräche suchen. 
Die Linken und die Grünen haben sich bereits klar zu den Zielen der Bürgerallianz bekannt. 
Es sollen möglichst alle Parteien für die Abschaffung der bestehenden Ungerechtigkeiten  
gewonnen werden. 
 
Der Ministerpräsidentin Lieberknecht und ihrem neuen Innenminister Huber wird die Bürgerallianz 
besondere Aufmerksamkeit schenken, weil eine Abschaffung der Zwangsbeiträge angestrebt wird,  
auch gegen den Willen der vorhandenen Staatsbürokratie. 
Der Vorstand hofft auf persönliche Gespräche mit diesen Beiden zu Beginn des Jahres 2010. 
 
Die bekannten Argumente werden von der Bürgerallianz in den nächsten Wochen nochmals für die 
Politiker so aufbereitet, dass jeder erkennen kann- die Herstellungsbeiträge für Abwasserinvestitionen 
und Straßenausbau müssen per Gesetz verboten werden, sie sind ungerecht.  
Dieser Forderungskatalog sollte dann in einen Gesetzentwurf münden, der im 1.Halbjahr 2010 vom 
Landtag behandelt wird.  
Bei negativen Entwicklungen würden wieder Demonstrationen und ein Volksbegehren vorbereitet. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Peter Hammen am 06.11.2009 
 
Landesvorsitzender der Bürgerallianz Thüringen e.V. 
 


